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Die gewerkschaftlichen Leitungen und Vorstände sollten 
noch wirksamer dazu beitragen, daß jeder Werktätige in den 
Betrieben und Einrichtungen unseres Organisationsbereichs 
spürt, wie hohes Wirtschaftswachstum untrennbar mit der 

' Entwicklung der Arbeitsbedingungen einhergeht, wie der 
Kurs der Hauptaufgabe für jeden erlebbar wird. Dabei hat 
sich in vielen Grundorganisationen bewährt, daß die BGLs 
auf der Grundlage des AGB hartnäckig Einfluß auf eine 
planmäßige Gestaltung der Arbeite- und Lebensbedingungen 
genommen haben, darauf, daß in den Betrieben der Kommu­
nalwirtschaft entsprechende Planteile ausgearbeitet und rea­
lisiert wurden bzw. in Einrichtungen der Staatsorgane und 
der Banken mit konzeptionellen Vorstellungen gearbeitet 
wird.

Vor allem durch die Eigeninitiative der Betriebs- und Ar­
beitskollektive, durch die Mitwirkung der Neuerer, durch die 
Nutzung der territorialen Zusammenarbeit konnten hier 
sichtbare Fortschritte erreicht werden. Energischer und un­
duldsamer müssen wir aber auch weiterhin darauf drängen, 
daß z. B. Maßnahmen zur Schaffung von erschwernis- und 
gefährdungsfreien Arbeitsplätzen in die betrieblichen Doku­
mente aufgenommen und realisiert werden. Stärker sollten 

' unsere Leitungen dabei bewährte Formen der sozialistischen 
Demokratie, wie die Plandiskussion, die Stellungnahme zum 
Planentwurf und die Rechenschaftslegung der Leiter, nutzen. 
Das gilt auch für die Durchsetzung einer hohen Arbeitssicher­
heit, die untrennbar zu einer hohen Produktivität gehört.

Wir haben uns seit unserer 6. Zentraldelegiertenkonferenz 
im Jahr 1982 gezielt mit den Arbeitsunfällen besonders im 
Bereich der Kommunalwirtschaft beschäftigt. Die Arbeit mit 
langfristigen Führungskonzeptionen zur Durchsetzung des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes, also das konsequente und 
koordinierte Vorgehen von staatlicher und gewerkschaftlicher 
Leitung, ermöglicht, wie das Beispiel VEB Stadtwirtschaft 
Zwickau zeigt, eine erhebliche Senkung der Anzahl der Ar­
beitsunfälle (teilweise um 20 bis 40 Prozent). Voraussetzung 
dafür ist, daß ideologische Klarheit in den Leitungen und Ar­
beitskollektiven herrscht, daß der Betriebsleiter und die lei­
tenden Mitarbeiter ihre Verantwortung auf dem Gebiet des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes voll wahrnehmen und daß 
so wesentliche Elemente der Gewerkschaftsarbeit wie Kon­
trolle und Rechenschaftslegung durch die BGL genutzt wer­
den und ein bewußtes arbeitsschutzgerechtes Verhalten der 
Werktätigen und der Leiter durchgesetzt wird.

•
Insgesamt konnten wir auf unserer 1. Rechtskonferenz im 
Oktober 1985 feststellen, daß sich unsere Anstrengungen auf 
dem Gebiet gewerkschaftlicher Interessenvertretung gelohnt 
haben. Es bestätigte sich erneut: gewerkschaftliche Rechts­
arbeit durchdringt alle Bereiche der Gewerkschaftsarbeit. So­
zialistische Denk- und Verhaltensweisen setzen sich dort am 
besten durch, wo die Beachtung der Einheit von Rechten und 
Pflichten, die freiwillige Einhaltung sozialistischer Gesetz­
lichkeit und der Moralnormen sowie Konsequenz und Un­
duldsamkeit gegenüber jeder Rechtsverletzung immer mehr 
zum festen Bestandteil gewerkschaftlicher Interessenvertre­
tung gemacht werden und wo die Rechtsarbeit unmittelbarer 
Bestandteil der Leitungstätigkeit der Vorstände und Leitun­
gen ist. Noch nicht alle Reserven wurden erschlossen, und es 
gibt noch ungerechtfertigte Niveauunterschiede, die im In­
teresse unserer Mitglieder zu überwinden sind. Dabei kon­
zentrieren wir uns besonders in der unmittelbaren Vorberei­
tung des XI. Parteitags der SED auf folgende Schwerpunkte:

Erstens sind die gesetzlich garantierten Mitwirkungs- und 
Kontrollrechte der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen noch 
wirksamer zu nutzen, damit alle sachlichen und materiellen 
Voraussetzungen geschaffen werden, die notwendig sind, um 
den Leistungswillen und die Bereitschaft der Werktätigen im 
sozialistischen Wettbewerb voll zu entfalten und eng mit der 
Verbesserung der Arbeite- und Lebensbedingungen zu ver­
binden. Das erfordert, die Zusammenarbeit der betrieblichen 
Gewerkschaftsfunktionäre mit den Mitgliedern der Konflikt­
kommissionen, der Rechtskommissionen und den Schöffen 
noch effektiver zu gestalten, um die ökonomische Wirksam­
keit des sozialistischen Rechts, besonders des Arbeitsrechts, 
weiter zu erhöhen.

Zweitens sind durch eine planmäßige und auf die jeweili­
gen Schwerpunkte orientierte Rechtspropaganda und Rechts­
erziehung — als einem wesentlichen Teil unserer politisch- 
ideologischen Arbeit mit den Werktätigen — die Rechtskennt­
nisse der Werktätigen zu vertiefen und die bewußte Haltung 
zum sozialistischen Recht weiter zu festigen.

Drittens müssen alle gewerkschaftlichen Vorstände und 
Leitungen enger mit den Justiz- und Sicherheitsorganen Zu­
sammenarbeiten, die Gewerkschaftsfunktionäre qualifizieren

Bei anderen gelesen

BRD-Verwaltungsgericht 
entschied gegen Neonazipartei

Mit einer höchst wichtigen Entscheidung hat die 7. Kammer des 
Verwaltungsgerichts Frankfurt/Main die Bedeutung des Art. 139 
des Grundgesetzes beim Kampf gegen den Neonazismus an­
erkannt. Einen Antrag der NPD, ihr durch einstweilige Verfü­
gung die Versammlungsräume zuzusprechen, die ihr die städ­
tische Saalbau-Gesellschaft verweigerte, wies die Kammer, 
entsprechend der Verfassungsbestimmung, zurück. In der Ge­
richtsentscheidung vom 14. November 1985 heißt es wörtlich, 
es sei „nicht unwahrscheinlich, daß die NPD nationalsozialisti­
sche Bestrebungen wiederbelebt und ihre Aktivitäten deshalb 
durch Rechtsvorschriften zur Befreiung des deutschen Volkes 
von Nationalsozialismus und Militarismus verboten sind“.

In der Erklärung der Richter heißt es weiter: „Dieser Ver­
fassungsartikel enthält eine Wertentscheidung gegen den Na­
tionalsozialismus und rechtfertigt es, Parteien, die verbotene 
nationalsozialistische Bestrebungen verfolgen, abweichend von 
anderen politischen Parteien zu behandeln, ohne daß es einer 
vorherigen Feststellung ihrer Verfassungswidrigkeit durch das 
Bundesverfassungsgericht bedarf.“

Die Kammer wies darauf hin, daß nach einem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 20. Mai 1983 „gewichtige An­
haltspunkte für die Zuordnung der NPD zum Nationalsozialis­
mus" bestehen.

Mit dieser Entscheidung wird endlich der Zustand durch­
brochen, daß Minister, Polizeipräsidenten und lustiz die Ver­
fassungsbestimmung des Art. 139 GG als „unbeachtlich" be­
handelten und den Neonazis sogar Polizeischutz gegen Ge­
werkschafter, Sozialdemokraten, Kommunisten und andere 
Antifaschisten gewährten. (Die CDU-Regierung von Rheinland- 
Pfalz hat auch schon umgehend erklärt, sie werde diese 
Gerichtsentscheidung nicht beachten, sondern der NPD weiter­
hin Poiizeihilfe zuteil werden lassen!)

Das Präsidium der WN - Bund der Antifaschisten hat das 
Urteil des Frankfurter Gerichts begrüßt und hat festgestellt: 
„Das Gericht entspricht damit endlich der Erklärung der Bun­
desregierung vom 31.7.1970, in welcher die Regierung auf 
Anfrage gegenüber den Vereinten Nationen versichert hatte, 
daß nazistische Organisationen in der Bundesrepublik aus­
drücklich verboten sind und nazistischen Tendenzen vorgebeugt 
würde.“

In dieser Note an den Generalsekretär der UNO vom 
31. 7. 1970 — die in Übersetzung am 24. 9. 1970 allen Mitglied- 
Staaten der Vereinten Nationen zugestellt wurde — unter­
streicht die Bundesregierung ausdrücklich, daß aufgrund des 
Art. 139 GG „die von den alliierten und deutschen Behörden 
zur Befreiung des deutschen Volkes vom Nationalsozialismus 
und Militarismus in Kraft gesetzte Gesetzgebung auch weiter­
hin in Kraft ist“.

Es hat Jahre gedauert, bis, vor allem durch das Wirken der 
VVN — Bund der Antifaschisten, der Verfassungsartikel 139 
gegen die Verschleierungsmaßnahmen der Behörden ins öf­
fentliche Bewußtsein gerückt werden konnte. ...

Die VVN erklärt nun: „Diesem Urteil müssen — ebenfalls 
entsprechend Artikel 139 des Grundgesetzes und einschlägiger 
Strafgesetze - weitere Schritte folgen: in Zukunft müssen der 
NPD und allen anderen neofaschistischen Gruppierungen nicht 
nur in Frankfurt, sondern überall die Tagungsräume verwei­
gert werden. Ebenfalls gestützt auf den Artikel 139 und andere 
Rechtsvorschriften ist die NPD ebenso wie alle anderen neo­
faschistischen Gruppierungen zu verbieten und aufzulösen.". . .
(Aus: Deutsche Volkszeitung/die tat [Frankfurt am Main] 
Nr. 48 vom 29. November 1985, S. 5)

und weitere ehrenamtliche Kräfte in die gewerkschaftliche 
Rechtsarbeit einbeziehen.

Viertens sollten alle gewerkschaftlichen Vorstände und 
Leitungen eine planmäßige und praxisverbundene Anleitung 
und Schulung der Konfliktkommissionen sichern und die Zu­
sammenarbeit mit ihnen vervollkommnen.
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